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Webshop-AGB 

 

 

Zwischen  

Bügelei Wäscherei C. Fink GmbH, 

Hauptstr. 15, 93354 Biburg, 

vertreten durch den Geschäftsführer Claudius Fink  

 

als Anbieter 

 

und Kunden. 

 

 

§ 1 Geltungsbereich, Begriffsbestimmungen 

(1) Für die Geschäftsbeziehung zwischen dem Webshopanbieter (nachfolgend 

„Anbieter“) und dem Kunden (nachfolgend „Kunde“) gelten ausschließlich die 

nachfolgenden Allgemeinen Geschäftsbedingungen in ihrer zum Zeitpunkt der 

Bestellung gültigen Fassung. Abweichende allgemeine Geschäftsbedingungen des 

Bestellers werden nicht anerkannt, es sei denn, der Anbieter stimmt ihrer Geltung 

ausdrücklich schriftlich zu. 

(2) Der Kunde ist Verbraucher, soweit der Zweck der georderten Lieferungen und 

Leistungen nicht überwiegend seiner gewerblichen oder selbständigen beruflichen 

Tätigkeit zugerechnet werden kann. Dagegen ist Unternehmer jede natürliche oder 

juristische Person oder rechtsfähige Personengesellschaft, die beim Abschluss des 

Vertrags in Ausübung ihrer gewerblichen oder selbständigen beruflichen Tätigkeit 

handelt. 

 

§ 2 Vertragsschluss 

(1) Der Kunde kann aus dem Sortiment des Anbieters Textilien zur Anmietung 

auswählen und diese über den Button „in den Warenkorb legen“ in einem so 

genannten Warenkorb sammeln. Über den Button „zahlungspflichtig bestellen“ gibt er 

einen verbindlichen Antrag zur Anmietung der im Warenkorb befindlichen Waren ab. 

Vor Abschicken der Bestellung kann der Kunde die Daten jederzeit ändern und 

einsehen. Der Antrag kann jedoch nur abgegeben und übermittelt werden, wenn der 

Kunde durch Klicken auf den Button „AGB akzeptieren“ diese Vertragsbedingungen 

akzeptiert und dadurch in seinen Antrag aufgenommen hat. 
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(2) Der Anbieter schickt daraufhin dem Kunden eine automatische 

Empfangsbestätigung per E-Mail zu, in welcher die Bestellung des Kunden nochmals 

aufgeführt wird und die der Kunde über die Funktion „Drucken“ ausdrucken kann. Die 

automatische Empfangsbestätigung dokumentiert lediglich, dass die Bestellung des 

Kunden beim Anbieter eingegangen ist und stellt keine Annahme des Antrags dar. Der 

Vertrag kommt erst durch die Abgabe der Annahmeerklärung durch den Anbieter 

zustande, die mit einer gesonderten E-Mail (Auftragsbestätigung) versandt wird. In 

dieser E-Mail oder in einer separaten E-Mail, jedoch spätestens bei Lieferung der 

Ware, wird der Vertragstext (bestehend aus Bestellung, AGB und Auftragsbestätigung) 

dem Kunden von uns auf einem dauerhaften Datenträger (E-Mail oder 

Papierausdruck) zugesandt (Vertragsbestätigung). Der Vertragstext wird unter 

Wahrung des Datenschutzes gespeichert. 

(3) Der Vertragsschluss erfolgt in deutscher Sprache. 

 

§ 3 Lieferung, Warenverfügbarkeit 

(1) Von uns angegebene Lieferzeiten berechnen sich vom Zeitpunkt unserer 

Auftragsbestätigung, vorherige Zahlung des Mietpreises vorausgesetzt (außer bei 

Anmietung auf Rechnung). Sofern für die jeweilige Ware in unserem Online-Shop 

keine oder keine abweichende Lieferzeit angegeben ist, beträgt sie 5 Tage. 

(2) Sind zum Zeitpunkt der Bestellung des Kunden keine Exemplare des von ihm 

ausgewählten Produkts verfügbar, so teilt der Anbieter dem Kunden dies in der 

Auftragsbestätigung unverzüglich mit. Ist das Produkt dauerhaft nicht lieferbar, sieht 

der Anbieter von einer Annahmeerklärung ab. Ein Vertrag kommt in diesem Fall nicht 

zustande. 

(3) Ist das vom Kunden in der Bestellung bezeichnete Produkt nur vorübergehend nicht 

verfügbar, teilt der Anbieter dem Kunden dies ebenfalls unverzüglich in der 

Auftragsbestätigung mit. 

(4) Es bestehen die folgenden Lieferbeschränkungen: Der Anbieter liefert nur an 

Kunden, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt (Rechnungsadresse) in einem der 

nachfolgenden Länder haben und im selben Land eine Lieferadresse angeben 

können: Deutschland, Österreich, Schweiz. 

 

§ 4 Mietzeit und Kündigung 

(1) Mietbeginn und Mietende ist der Tag/die Stunde, der/die zwischen den Parteien 

vorher vereinbart wurde. 

(2) Kommt der Kunde wesentlichen vertraglichen Verpflichtungen nicht nach, so kann 

der Anbieter den Mietvertrag aus wichtigem Grund fristlos kündigen. Dies gilt auch, 

wenn über das Vermögen des Kunden ein Insolvenzverfahren eröffnet wird oder der 

Verdacht der Zahlungsunfähigkeit besteht. Der Anbieter ist hierzu auch berechtigt, in 
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Fällen des Zahlungsverzugs des Kunden mit zwei aufeinanderfolgend zu 

entrichtenden Nutzungsentgelten (Miete). 

(3) Sofern zwischen dem Anbieter und dem Kunden mehrere Mietverträge bestehen 

und der Anbieter zur fristlosen Kündigung eines Mietvertrages aus wichtigem Grund 

berechtigt ist, kann er auch die anderen Mietverträge außerordentlich fristlos kündigen, 

falls ihm die Aufrechterhaltung auch der weiteren Mietverträge aufgrund grob 

treuwidrigen Verhaltens des Kunden nicht zumutbar ist. Dies ist insbesondere der Fall, 

wenn der Kunde 

-einen Mietgegenstand vorsätzlich beschädigt; 

-dem Anbieter einen am Mietgegenstand entstandenen Schaden schuldhaft 

verschweigt oder einen solchen zu verbergen versucht; 

-dem Anbieter vorsätzlich einen Schaden zufügt; oder 

-einen Mietgegenstand bei der oder zur Begehung vorsätzlicher Straftaten nutzt. 

 

§ 5 Eigentumsvorbehalt 

(1) Die gelieferten Waren bleiben im Eigentum des Anbieters.  

(2) Während der Dauer der Miete darf der Kunde ohne die vorherige schriftliche 

Zustimmung des Anbieters nicht den Gebrauch der Ware einem Dritten überlassen, 

insbesondere nicht verkaufen, verschenken, vermieten oder verleihen. Hiervon 

ausgenommen ist die unentgeltliche Nutzung der Ware von in dem Haushalt des 

Kunden angehörenden Personen oder Mitarbeitern des Kunden.  

(3) Der Kunde ist verpflichtet, die Ware während der Dauer der Miete von Rechten 

Dritter freizuhalten.  

(4) Der Kunde darf die Ware nicht verändern. Keine Änderung der Ware ist eine 

Mangelbeseitigung nach der Vorgaben des § 536a Abs. 2 BGB oder eine Abnutzung 

der Ware durch den vertragsgemäßen Gebrauch i.S.d. § 538 BGB. Dem Kunden steht 

keinen Aufwendungsersatz für von ihm vorgenommene Änderungen nach § 539 Abs. 

1 BGB zu. Der Anbieter ist berechtigt, den ursprünglichen Zustand nach Vertragsende 

auf Kosten des Kunden wiederherzustellen. Der Kunde ist von seiner Kostenpflicht 

befreit, wenn der ursprüngliche Zustand nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand 

wieder hergestellt werden kann. 

 

§ 6 Preise und Versandkosten 

(1) Alle Preise, die auf der Website des Anbieters angegeben sind, verstehen sich 

einschließlich der jeweils gültigen gesetzlichen Umsatzsteuer. 

(2) Die entsprechenden Versandkosten werden dem Kunden im Bestellformular 

angegeben und sind vom Kunden zu tragen. [Ab einem Warenbestellwert von 

100 EUR liefert der Anbieter an den Kunden versandkostenfrei.] 
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(3) Der Versand der Ware erfolgt per Postversand. Das Versandrisiko trägt der 

Anbieter, wenn der Kunde Verbraucher ist. 

(4) Der Kunde hat die unmittelbaren Kosten der Rücksendung zu tragen. 

 

§ 7 Zahlungsmodalitäten 

(1) Der Kunde kann die Zahlung per Lastschrifteinzug, Kreditkarte, Nachnahme oder 

auf Rechnung vornehmen. Die Zahlung auf Rechnung ist für Neukunden bei der ersten 

Bestellung nur bis zu einem Warenbestellwert von 300 EUR möglich. 

(2) Der Kunde kann die in seinem Nutzerkonto gespeicherte Zahlungsart jederzeit 

ändern. 

(3) Die Zahlung des Mietpreises ist unmittelbar mit Vertragsschluss fällig. Ist die 

Fälligkeit der Zahlung nach dem Kalender bestimmt, so kommt der Kunde bereits 

durch Versäumung des Termins in Verzug. In diesem Fall hat er dem Anbieter für das 

Jahr Verzugszinsen iHv 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz zu zahlen. 

(4) Die Verpflichtung des Kunden zur Zahlung von Verzugszinsen schließt die 

Geltendmachung weiterer Verzugsschäden durch den Anbieter nicht aus. 

 

§ 8 Sachmängelgewährleistung, Garantie 

(1) Der Anbieter haftet für Sachmängel nach den hierfür geltenden gesetzlichen 

Vorschriften, insbesondere §§ 536 ff. BGB.  

(2) Eine zusätzliche Garantie besteht bei den vom Anbieter gelieferten Waren nur, 

wenn diese ausdrücklich in der Auftragsbestätigung zu dem jeweiligen Artikel 

abgegeben wurde. 

 

§ 9 Rückgabe des Mietgegenstandes/ Schadenersatz bei fehlerhafter Rückgabe 

(1) Der Kunde hat den Mietgegenstand mit Zusatzteilen – je nach 

Vertragsvereinbarung – zurückzuliefern oder zur Abholung bereit zu stellen. Weist der 

Mietgegenstand bei der Rückgabe Beschädigungen, Mängel oder Verschmutzungen, 

die nicht beseitigt werden können, auf, und hat der Kunde diese Beschädigungen, 

Mängel oder Verschmutzungen zu vertreten, so hat der Kunde dem Anbieter den 

Mietzins für den Zeitraum der Instandhaltungs- und Reinigungsarbeiten bzw. für den 

Zeitraum der Reparaturarbeiten des defekten Mietgegenstandes als Schadenersatz 

zu zahlen. 

(2) Die Instandsetzungskosten bzw. Kosten für die Neuanschaffung des 

Mietgegenstandes sind nach Behebung des Mangels bzw. nach Feststellung der 

Nichtbehebbarkeit des Mangels sofort fällig, wobei der Anbieter den Kunde hierüber 

zu informieren hat. 
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(3) Kommt der Kunde seiner vertraglich vereinbarten Rückgabepflicht nicht nach, 

verbleibt der Mietgegenstand mithin weiter im Besitz des Kundes und wird dem 

Anbieter vom Kunde vorenthalten, verpflichtet sich der Kunde gegenüber dem Anbieter 

für jeden Tag der über den vereinbarten Mietzeitraum hinaus geht, für den 

Mietgegenstand eine Nutzungsentschädigung zu zahlen. Die Höhe der 

Nutzungsentschädigung entspricht dem Mietzins der entliehenen Mietgegenstände. 

Die Geltendmachung eines weiteren Schadens ist nicht ausgeschlossen. 

 

§ 10 Verlust des Mietgegenstandes 

(1) Bei Untergang oder Verlust des Mietgegenstandes endet das Mietverhältnis an 

dem Tag, an dem die schriftliche Meldung hierüber beim Anbieter eingeht. In diesem 

Fall ist der Kunde verpflichtet, gleichwertigen Ersatz, alternativ Geldersatz zu leisten. 

Bei Geldersatz ist der Betrag zu leisten, der zur Beschaffung einer gleichwertigen Ware 

zum Zeitpunkt der Entschädigungsleistungen erforderlich ist. 

(2) Verluste durch Diebstahl oder Raub sind durch den Kunde unverzüglich der 

zuständigen Polizeibehörde mitzuteilen. Die Diebstahlanzeige ist dem Anbieter 

unaufgefordert vorzulegen. Bei Diebstahl oder Raub ist der Kunde verpflichtet, 

gleichwertigen Ersatz für den gestohlenen Mietgegenstand, alternativ Geldersatz zu 

leisten. 

 

§ 11 Haftung 

(1) Ansprüche des Kunden auf Schadensersatz sind ausgeschlossen. Hiervon 

ausgenommen sind Schadensersatzansprüche des Kunden aus der Verletzung des 

Lebens, des Körpers, der Gesundheit oder aus der Verletzung wesentlicher 

Vertragspflichten (Kardinalpflichten) sowie die Haftung für sonstige Schäden, die auf 

einer vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Pflichtverletzung des Anbieters, seiner 

gesetzlichen Vertreter oder Erfüllungsgehilfen beruhen. Wesentliche Vertragspflichten 

sind solche, deren Erfüllung zur Erreichung des Ziels des Vertrags notwendig ist. 

(2) Bei der Verletzung wesentlicher Vertragspflichten haftet der Anbieter nur auf den 

vertragstypischen, vorhersehbaren Schaden, wenn dieser einfach fahrlässig 

verursacht wurde, es sei denn, es handelt sich um Schadensersatzansprüche des 

Kunden aus einer Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit. 

(3) Die Einschränkungen der Abs. 1 und 2 gelten auch zugunsten der gesetzlichen 

Vertreter und Erfüllungsgehilfen des Anbieters, wenn Ansprüche direkt gegen diese 

geltend gemacht werden. 

(4) Die sich aus Abs. 1 und 2 ergebenden Haftungsbeschränkungen gelten nicht, 

soweit der Anbieter den Mangel arglistig verschwiegen oder eine Garantie für die 

Beschaffenheit der Sache übernommen hat. Das gleiche gilt, soweit der Anbieter und 

der Kunde eine Vereinbarung über die Beschaffenheit der Sache getroffen haben. Die  
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§ 12 Schlussbestimmungen 

(1) Auf Verträge zwischen dem Anbieter und den Kunden findet das Recht der 

Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss des UN-Kaufrechts Anwendung. Die 

gesetzlichen Vorschriften zur Beschränkung der Rechtswahl und zur Anwendbarkeit 

zwingender Vorschriften insbes. des Staates, in dem der Kunde als Verbraucher 

seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, bleiben unberührt. 

(2) Sofern es sich beim Kunden um einen Kaufmann, eine juristische Person des 

öffentlichen Rechts oder um ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen handelt, ist 

Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus Vertragsverhältnissen zwischen dem Kunden 

und dem Anbieter der Sitz des Anbieters. 

(3) Der Vertrag bleibt auch bei rechtlicher Unwirksamkeit einzelner Punkte in seinen 

übrigen Teilen verbindlich. Anstelle der unwirksamen Punkte treten, soweit vorhanden, 

die gesetzlichen Vorschriften. Soweit dies für eine Vertragspartei eine unzumutbare 

Härte darstellen würde, wird der Vertrag jedoch im Ganzen unwirksam. 


